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KURZE BEGRÜNDUNG

Seit Juli 2010 – mit dem Erlass des Dodd-Frank-Gesetzes zur Reform der Wall Street und zum Verbraucherschutz („Dodd-Frank Wall Street Reform and Consumer Protection Act“) – unterliegen Unternehmen in den Vereinigten Staaten, die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen, einer Offenlegungspflicht in Bezug auf die Mineralien Zinn, Tantal, Wolfram und Gold aus Konfliktgebieten. Dieses Gesetz fördert die Sorgfaltspflicht von Unternehmen und ist von größter Bedeutung für die Eindämmung des Handels mit Mineralien aus Konfliktgebieten. Somit trägt es zur Entschärfung und Vorbeugung von Konflikten und zum Schutz der Menschenrechte bei. Da sich der Geltungsbereich des Gesetzes auf in den USA börsennotierte Unternehmen erstreckt, müssen auch europäische Unternehmen, sofern sie dort börsennotiert sind, die Offenlegungspflicht erfüllen.

Das Europäische Parlament hat solche Rechtsvorschriften in zahlreichen Entschließungen – zuletzt in seiner Entschließung über die Förderung von Entwicklung durch verantwortungsvolle Unternehmenspraktiken vom Februar 2014 – unterstützt. Im März 2014 veröffentlichte die Kommission einen eigenen Vorschlag zu Mineralien aus Konfliktgebieten. In diesem Vorschlag für eine Verordnung ist jedoch lediglich eine freiwillige Selbstzertifizierung für Einführer der genannten Mineralien aus Konfliktgebieten vorgesehen. 

Die vorgeschlagene EU-Rechtsvorschrift ist somit weniger ambitioniert als ihr US-amerikanisches Gegenstück und wäre mit Blick auf die Verwirklichung ihres erklärten Ziels weitaus weniger wirksam. Vor diesem Hintergrund haben zahlreiche Interessenträger das Europäische Parlament und die Kommission aufgefordert, den Vorschlag zu stärken und ähnliche Rechtsvorschriften wie in den USA zu erlassen. Der Preisträger 2014 des Sacharow-Preises des Europäischen Parlaments – Dr. Denis Mukwege – sagte unlängst in seiner Dankesrede vor dem Plenum des Europäischen Parlaments, dieser Vorschlag einer EU-Verordnung, der vom Europäischen Parlament noch geprüft werde, solle verbindliche Maßnahmen enthalten und zuzüglich die Prüfung der Endprodukte umfassen. Auch weltweit tätige Investoren und Investmentgesellschaften, die Vermögenswerte im Wert von mehr als 855 Mrd. EUR verwalten, haben ein Schreiben an die Kommission gerichtet, in dem sie sie nachdrücklich auffordern, Rechtsvorschriften über Mineralien aus Konfliktgebieten zu erlassen, die sich stärker an Artikel 1502 des US-amerikanischen Dodd-Frank-Gesetzes anlehnen. Ähnliche Forderungen wurden von führenden Vertretern von Religionsgemeinschaften, von nichtstaatlichen Organisationen und von der Industrie geäußert. 

In diesem Zusammenhang soll der Vorschlag der Kommission mit diesem Entwurf einer Stellungnahme des AFET-Ausschusses so geändert werden, dass er eher den Bestimmungen des Dodd-Frank-Gesetzes der USA entspricht. Dies würde für Kohärenz zwischen den beiden wichtigsten Handelsblöcken sorgen und somit einen einheitlichen internationalen Standard voranbringen, mit dem die Harmonisierung des Handels erleichtert würde und Marktverzerrungen verhindert würden.

ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen Handel, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>1</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Titel des Rechtsakts</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Vorschlag für eine
	Vorschlag für eine

	VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
	VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

	zur Schaffung eines Unionssystems zur Selbstzertifizierung der Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette durch verantwortungsvolle Einführer von Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erzen und Gold aus Konflikt- und Hochrisikogebieten
	zur Schaffung eines verbindlichen Unionssystems zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette durch Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen, die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen, die Zinn, Tantal, Wolfram, deren Erze und Gold aus Konflikt- und Hochrisikogebieten enthalten;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>2</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 13</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(13) Hütten und Raffinerien sind ein wichtiger Punkt in den globalen Mineralienlieferketten, denn sie sind in der Regel die letzte Stufe, auf der die Erfüllung der Sorgfaltspflicht effektiv nachgewiesen werden kann, indem Informationen zum Ursprung der Mineralien und zum Produktkettennachweis (Chain of Custody) gesammelt, offengelegt und überprüft werden. Nach dieser Verarbeitungsstufe wird eine Rückverfolgung bis zum Ursprung der Mineralien oftmals als unmöglich erachtet. Eine Unionsliste verantwortungsvoller Hütten und Raffinerien könnte daher Transparenz schaffen und nachgelagerten Unternehmen Sicherheit bieten, was die Praxis hinsichtlich der Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette betrifft.
	(13) Zusätzlich zu den Verpflichtungen von Unternehmen von öffentlichem Interesse und großen Unternehmen, die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen, die Mineralien oder Metalle enthalten, sind auch Hütten und Raffinerien ein wichtiger Punkt in den globalen Mineralienlieferketten, denn sie sind in der Regel die letzte Stufe, auf der die Erfüllung der Sorgfaltspflicht effektiv nachgewiesen werden kann, indem Informationen zum Ursprung der Mineralien und zum Produktkettennachweis (Chain of Custody) gesammelt, offengelegt und überprüft werden. Nach dieser Verarbeitungsstufe wird eine Rückverfolgung bis zum Ursprung der Mineralien oftmals als unmöglich erachtet. Eine Unionsliste verantwortungsvoller Hütten und Raffinerien könnte daher Transparenz schaffen und nachgelagerten Unternehmen Sicherheit bieten, was die Praxis hinsichtlich der Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette betrifft.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>3</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 14</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(14) Den zuständigen Mitgliedstaatsbehörden obliegt es, für die einheitliche Einhaltung der Bestimmungen bei der Selbstzertifizierung verantwortungsvoller Einführer zu sorgen, indem durch geeignete nachträgliche Kontrollen überprüft wird, ob die selbstzertifizierten verantwortungsvollen Einführer der unter die Verordnung fallenden Mineralien und/oder Metalle die Sorgfaltspflichten in der Lieferkette erfüllen. Aufzeichnungen über solche Kontrollen sollten mindestens 5 Jahre lang aufbewahrt werden. Den Mitgliedstaaten obliegt es, die Regeln festzulegen, die bei Verstößen gegen diese Verordnung anzuwenden sind.
	(14) Den zuständigen Mitgliedstaatsbehörden obliegt es, gemäß der Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates1a für die einheitliche Einhaltung der in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen von Unternehmen von öffentlichem Interesse und von großen Unternehmen, die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen, die in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallende Mineralien oder Metalle enthalten, zu sorgen, indem durch geeignete nachträgliche Kontrollen überprüft wird, ob sie die Sorgfaltspflichten in der Lieferkette erfüllen. Aufzeichnungen über solche Kontrollen sollten mindestens 5 Jahre lang aufbewahrt werden. Den Mitgliedstaaten obliegt es, die Regeln festzulegen, die bei Verstößen gegen diese Verordnung anzuwenden sind.

	
	_____________________

	
	1a Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates – Text von Bedeutung für den EWR (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>4</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 15</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(15) Zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Durchführung dieser Verordnung sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Die Durchführungsbefugnisse in Bezug auf die Liste verantwortungsvoller Hütten und Raffinerien und die Liste der zuständigen Mitgliedstaatsbehörden sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/201111 wahrgenommen werden. 
	(15) Zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Durchführung dieser Verordnung sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Die Durchführungsbefugnisse in Bezug auf die Anhänge sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/201111 ausgeübt werden. 

	_________________
	___________________

	11 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
	11 Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>5</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 16</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(16) Die Kommission sollte dem Rat und dem Europäischen Parlament regelmäßig Bericht über die Auswirkungen der Regelung erstatten. Spätestens drei Jahre nach dem Inkrafttreten und danach alle sechs Jahre sollte die Kommission die Anwendung und die Wirksamkeit dieser Verordnung überprüfen; diese Überprüfung betrifft auch die Förderung der verantwortungsvollen Beschaffung von unter die Verordnung fallenden Mineralien aus Konflikt- und Hochrisikogebieten. Den Berichten können erforderlichenfalls geeignete Legislativvorschläge beigefügt werden, die verbindliche Maßnahmen enthalten können –
	(16) Die Kommission sollte dem Rat und dem Europäischen Parlament regelmäßig Bericht über die Auswirkungen der Regelung erstatten. Spätestens drei Jahre nach dem Inkrafttreten und danach alle sechs Jahre sollte die Kommission die Anwendung und die Wirksamkeit dieser Verordnung überprüfen; diese Überprüfung betrifft auch die Förderung der verantwortungsvollen Beschaffung von unter die Verordnung fallenden Mineralien aus Konflikt- und Hochrisikogebieten. Den Berichten können erforderlichenfalls geeignete Legislativvorschläge beigefügt werden.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>6</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Erwägung 16 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(16a) Die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und Vizepräsidentin der Kommission und die Kommission sollten neben dieser Rechtsvorschrift zusätzliche Maßnahmen ergreifen, mit denen ein integriertes EU-Konzept für verantwortungsvolle Beschaffung im Sinne der diesbezüglichen gemeinsamen Mitteilung vom 5.3.2014 verwirklicht werden kann.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Mit dieser Verordnung wird ein Unionssystem zur Selbstzertifizierung der Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette geschaffen mit dem Ziel, die Möglichkeiten für bewaffnete Gruppen und Sicherheitskräfte12 zum Handel mit Zinn, Tantal und Wolfram, deren Erzen und Gold einzuschränken. Dadurch soll für Transparenz und Sicherheit hinsichtlich der Lieferpraktiken von Einführern, Hütten und Raffinerien, die Rohstoffe aus Konflikt- und Hochrisikogebieten beziehen, gesorgt werden. 
	entfällt

	__________________
	

	12 „Bewaffnete Gruppen und Sicherheitskräfte“ im Sinne des Anhangs II der OECD Due Diligence Guidance for Responsible Supply Chains of Minerals from Conflict-Affected and High-Risk Areas, Second Edition, OECD Publishing (OECD (2013). http://dx.doi.org/10.1787/9789264185050-en. 
	


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Mit dieser Verordnung werden die Sorgfaltspflichten in der Lieferkette festgelegt, denen Unionseinführer unterliegen, die sich für eine Selbstzertifizierung als verantwortungsvolle Einführer der in Anhang I aufgeführten Mineralien oder Metalle, in denen Zinn, Tantal, Wolfram und Gold enthalten sind oder die daraus bestehen, entscheiden.
	2. Mit dieser Verordnung werden die Sorgfaltspflichten in der Lieferkette festgelegt, denen Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen unterliegen, die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen, die die in Anhang I aufgeführten Mineralien oder Metalle enthalten, in denen Zinn, Tantal, Wolfram und Gold enthalten sind oder die daraus bestehen. Mit dieser Verordnung soll für Transparenz und Sicherheit hinsichtlich der Lieferpraxis bei der Beschaffung in Konflikt- und Hochrisikogebieten gesorgt werden, um so gewaltsame Konflikte und Menschenrechtsverletzungen einzudämmen oder zu verhindern, indem die Möglichkeiten für bewaffnete Gruppen und Sicherheitskräfte im Sinne des Anhangs II der OECD-Leitlinien zur Sorgfaltspflicht, mit diesen Mineralien oder Metallen zu handeln, eingeschränkt werden.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Buchstabe b a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	ba) „die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen“ die Möglichkeit der Einflussnahme auf die Herstellung von Erzeugnissen, die Mineralien oder Metalle enthalten, in denen Zinn, Tantal, Wolfram und Gold enthalten sind oder die daraus bestehen, wobei die Umstände, die Gegebenheiten und das Maß an Einfluss, das Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen auf die Herstellung des Erzeugnisses ausüben können, berücksichtigt werden müssen; es wird jedoch davon ausgegangen, dass Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen keinen Einfluss auf die Herstellung ausüben können, wenn sie lediglich ihre Marke, ihre Kennzeichen, ihr Logo oder ihr Etikett auf einem von einem Dritten hergestellten generischen Erzeugnis aufbringen, ein von einem Dritten hergestelltes Erzeugnis instand halten, instand setzen oder reparieren oder Vertragsbedingungen mit einem Hersteller festlegen oder aushandeln, die sich nicht unmittelbar auf die Herstellung des Erzeugnisses beziehen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Buchstabe g</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	g) „Einführer“ eine natürliche oder juristische Person, die unter diese Verordnung fallende Mineralien oder Metalle zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr im Sinne des Artikels 79 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates13 anmeldet;
	entfällt

	____________________
	

	13 Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. L 302 vom 19.10.1992, S. 1). 
	


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>11</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Buchstabe h</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	h) „verantwortungsvoller Einführer“ einen Einführer, der sich für eine Selbstzertifizierung nach den Bestimmungen dieser Verordnung entscheidet;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>12</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Buchstabe h a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	ha) „Unternehmen von öffentlichem Interesse“ Unternehmen, die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen, die Mineralien oder Metalle enthalten, in denen Zinn, Tantal, Wolfram und Gold gemäß dem Geltungsbereich dieser Verordnung enthalten sind oder die daraus bestehen, und die gemäß Artikel 2 Nummer 1 Spiegelstrich 1 der Richtlinie 2013/34/EU als Unternehmen definiert sind, die unter das Recht eines Mitgliedstaats fallen und deren übertragbare Wertpapiere zum Handel an einem geregelten Markt eines Mitgliedstaats im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 14 der Richtlinie 2004/369/EG des Europäischen Parlaments und des Rates1a zugelassen sind;

	
	___________________________

	
	1a Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstrumente, zur Änderung der Richtlinien 85/611/EWG und 93/6/EWG des Rates und der Richtlinie 2000/12/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 93/22/EWG (ABL. L 145 vom 30.4.2004, S. 1).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>13</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Buchstabe h b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	hb) „große Unternehmen“ Unternehmen, die Erzeugnisse herstellen oder im Auftrag herstellen lassen, die Mineralien oder Metalle enthalten, in denen Zinn, Tantal, Wolfram und Gold gemäß dem Geltungsbereich dieser Verordnung enthalten sind oder die daraus bestehen, und die am Bilanzstichtag die Grenzwerte von mindestens zwei der drei folgenden Größenmerkmale gemäß Artikel 3 Absatz 7 der Richtlinie 2013/34/EU überschreiten:

	
	– Bilanzsumme: 20 000 000 EUR; 

	
	– Nettoumsatzerlöse: 40 000 000 EUR; 

	
	– durchschnittliche Zahl der während des Geschäftsjahres Beschäftigten: 250.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>14</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Buchstabe i</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	i) „Selbstzertifizierung“ die Erklärung, dass die Pflichten in Bezug auf Managementsysteme, Risikomanagement, von Dritten durchgeführte Audits und Offenlegung nach Maßgabe dieser Verordnung vom Erklärenden eingehalten wurden;
	entfällt


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>15</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 2 – Buchstabe p</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	p) „verantwortungsvolle Hütten oder Raffinerien“ Hütten oder Raffinerien in der Lieferkette des verantwortungsvollen Einführers;
	p) „verantwortungsvolle Hütten oder Raffinerien“ gemäß Artikel 8 dieser Verordnung aufgelistete Hütten oder Raffinerien in der Lieferkette der Unternehmen von öffentlichem Interesse und der großen Unternehmen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>16</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 3 – Überschrift</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Selbstzertifizierung als verantwortungsvoller Einführer
	Von Unternehmen von öffentlichem Interesse und großen Unternehmen zu erfüllende Sorgfaltspflichten in der Lieferkette 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>17</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 3 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Jeder Einführer der unter die Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle kann sich selbst als verantwortungsvoller Einführer zertifizieren, indem er gegenüber einer zuständigen Mitgliedstaatsbehörde erklärt, dass er den in dieser Verordnung festgelegten Sorgfaltspflichten in der Lieferkette nachkommt. Der Erklärung sind Unterlagen beizufügen, in denen der Einführer die Erfüllung seiner Pflichten bestätigt und die auch die Ergebnisse der von unabhängigen Dritten durchgeführten Audits enthalten.
	1. Alle unter diese Verordnung fallenden Unternehmen von öffentlichem Interesse und großen Unternehmen lassen sich zertifizieren, indem sie gegenüber einer zuständigen Mitgliedstaatsbehörde erklären, dass sie den in dieser Verordnung festgelegten Sorgfaltspflichten in der Lieferkette nachkommen. Der Erklärung sind Unterlagen beizufügen, in denen das Unternehmen von öffentlichem Interesse oder das große Unternehmen die Erfüllung seiner Pflichten bestätigt und die auch die Ergebnisse der von unabhängigen Dritten durchgeführten Audits enthalten. 


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>18</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 3 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Die zuständigen Mitgliedstaatsbehörden führen geeignete nachträgliche Kontrollen durch, um sicherzustellen, dass die selbstzertifizierten verantwortungsvollen Einführer der unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle ihre Pflichten nach den Artikeln 4, 5, 6 und 7 erfüllen.
	2. Die zuständigen Mitgliedstaatsbehörden stellen sicher, dass die unter diese Verordnung fallenden Unternehmen von öffentlichem Interesse und großen Unternehmen ihre Pflichten nach den Artikeln 4, 5, 6 und 7 dieser Verordnung erfüllen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>19</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Einleitung</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Der verantwortungsvolle Einführer der unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle
	Jedes unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>20</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Buchstabe f – Ziffer ii</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	ii) Name und Anschrift des Lieferanten des Einführers,
	ii) Name und Anschrift des Lieferanten des Unternehmens von öffentlichem Interesse oder des großen Unternehmens,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>21</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Buchstabe f – Ziffer v a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	va) wenn das Ursprungsgebiet der Mineralien nicht bestimmt werden kann, die folgenden zusätzlichen Informationen während eines begrenzten Zeitraums von zwei Jahren:


	
	– die für die Verarbeitung der Mineralien genutzten Einrichtungen (falls bekannt); 

	
	– das Ursprungsland der Mineralien (falls bekannt);

	
	– die Bemühungen um die möglichst genaue Bestimmung der Mine oder des Ursprungsorts;

	
	– die gegebenenfalls bereits getätigten oder noch zu tätigenden Maßnahmen seit der Übermittlung der letzten Erklärung nach Artikel 7 dieser Verordnung zur Eingrenzung des Risikos nach Artikel 5 dieser Verordnung, wozu auch Maßnahmen zur Verbesserung der Sorgfalt gehören;

	
	bei Erzeugnissen, die Mineralien nicht feststellbaren Ursprungs enthalten, sind die Unternehmen von öffentlichem Interesse und die großen Unternehmen nicht verpflichtet, ein Audit durch Dritte durchführen zu lassen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>22</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Buchstabe g – Ziffer vi a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	via) wenn die Unternehmen von öffentlichem Interesse und die großen Unternehmen hinreichend rückschließen und belegen können, dass Metalle aus dem Recycling stammen oder aus Schrott gewonnen wurden, fallen sie nicht in den Geltungsbereich dieser Verordnung;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>23</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Buchstabe g – Ziffer vi b (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	vib) wenn Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen nicht rückschließen können, dass das von ihnen bezogene Gold aus dem Recycling stammt oder aus Schrott gewonnen wurde, sind sie verpflichtet, zusätzliche Informationen nach Maßgabe der spezifischen Empfehlungen in den OECD-Leitlinien zur Sorgfaltspflicht einschließlich ihres Anhangs für Gold vorzulegen und ein Audit durch einen Dritten durchführen zu lassen;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>24</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 4 – Buchstabe g – Ziffer vi c (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	vic) wenn Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen nicht rückschließen können, dass das von ihnen bezogene Zinn, Tantal oder Wolfram aus dem Recycling stammt oder aus Schrott gewonnen wurde, sind sie verpflichtet, die von ihnen zur Bestimmung der Herkunft des Metalls aus dem Recycling bzw. aus Schrott im Rahmen der Sorgfaltspflicht ergriffenen Maßnahmen darzulegen; ein Audit durch einen Dritten ist nicht erforderlich;


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>25</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 5 – Absatz 1 – Einleitung</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Der verantwortungsvolle Einführer der unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle
	1. Jedes unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse und große Unternehmen


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>26</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 5 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Unternimmt ein verantwortungsvoller Einführer Bemühungen um Risikominderung und setzt dabei den Handel fort oder setzt ihn vorübergehend aus, so konsultiert er die Lieferanten und betroffenen Interessenträger einschließlich lokaler und zentraler Behörden, internationaler oder zivilgesellschaftlicher Organisationen und betroffener Dritter, und vereinbart mit ihnen eine Strategie zur messbaren Risikominderung im Risikomanagementplan.
	2. Unternimmt ein Unternehmen von öffentlichem Interesse oder ein großes Unternehmen Bemühungen um Risikominderung und setzt dabei den Handel fort oder setzt ihn vorübergehend aus, so konsultiert es die Lieferanten und betroffenen Interessenträger einschließlich lokaler und zentraler Behörden, internationaler oder zivilgesellschaftlicher Organisationen und betroffener Dritter, und vereinbart mit ihnen eine Strategie zur messbaren Risikominderung im Risikomanagementplan.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>27</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 5 – Absatz 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	3. Ein verantwortungsvoller Einführer stützt sich bei der Konzipierung von auf Konflikte und hohe Risiken ausgerichteten Strategien zur Risikominderung in seinem Risikomanagementplan auf die Maßnahmen und Indikatoren in Anhang III der OECD-Leitlinien zur Sorgfaltspflicht und misst die schrittweise Verbesserung.
	3. Ein Unternehmen von öffentlichem Interesse oder ein großes Unternehmen stützt sich bei der Konzipierung von auf Konflikte und hohe Risiken ausgerichteten Strategien zur Risikominderung in seinem Risikomanagementplan auf die Maßnahmen und Indikatoren in Anhang III der OECD-Leitlinien zur Sorgfaltspflicht und misst die schrittweise erzielte Verbesserung.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>28</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Der verantwortungsvolle Einführer der unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle lässt von einem unabhängigen Dritten Audits durchführen.
	Das unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse oder große Unternehmen lässt von einem unabhängigen Dritten Audits durchführen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>29</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe a</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	a) sind im Umfang des Audits alle Tätigkeiten, Prozesse und Systeme des verantwortungsvollen Einführers eingeschlossen, die der Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette für die unter die Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle dienen, darunter auch das Managementsystem und das Risikomanagement des verantwortungsvollen Einführers sowie die von ihm vorgenommene Offenlegung von Informationen,
	a) sind im Umfang des Audits alle Tätigkeiten, Prozesse und Systeme des Unternehmens von öffentlichem Interesse oder des großen Unternehmens eingeschlossen, die der Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette für die unter die Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle dienen, darunter auch das Managementsystem und das Risikomanagement des Unternehmens von öffentlichem Interesse oder des großen Unternehmens sowie die von ihm vorgenommene Offenlegung von Informationen,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>30</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 6 – Absatz 2 – Buchstabe b</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	b) besteht das Ziel darin, zu ermitteln, ob die Praxis des verantwortungsvollen Einführers zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette mit den Artikeln 4, 5 und 7 dieser Verordnung im Einklang steht,
	b) besteht das Ziel darin, zu ermitteln, ob die Praxis des Unternehmens von öffentlichem Interesse oder des großen Unternehmens zur Erfüllung der Sorgfaltspflicht in der Lieferkette mit den Artikeln 4, 5 und 7 dieser Verordnung im Einklang steht,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>31</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Spätestens zum 31. März jeden Jahres übermittelt der verantwortungsvolle Einführer von unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metallen der zuständigen Mitgliedstaatsbehörde Unterlagen mit folgenden auf das vorangegangene Kalenderjahr bezogenen Angaben:
	1. Spätestens zum 31. März jedes Jahres übermittelt das unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse oder große Unternehmen der zuständigen Mitgliedstaatsbehörde Unterlagen mit folgenden auf das vorangegangene Kalenderjahr bezogenen Angaben:


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>32</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Spätestens zum 31. März jeden Jahres übermittelt der verantwortungsvolle Einführer von unter diese Verordnung fallenden Mineralien der zuständigen Mitgliedstaatsbehörde Unterlagen mit auf das vorangegangene Kalenderjahr bezogenen Angaben zum Anteil der Mineralien mit Ursprung in Konflikt- und Hochrisikogebieten an der Gesamtmenge gekaufter Mineralien, wie durch von unabhängigen Dritten nach Artikel 6 durchgeführte Audits bestätigt.
	2. Spätestens zum 31. März jedes Jahres übermittelt das unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse oder große Unternehmen der zuständigen Mitgliedstaatsbehörde Unterlagen mit auf das vorangegangene Kalenderjahr bezogenen Angaben zum Anteil der Mineralien mit Ursprung in Konflikt- und Hochrisikogebieten an der Gesamtmenge gekaufter Mineralien, wie durch von unabhängigen Dritten nach Artikel 6 durchgeführte Audits bestätigt.



Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>33</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 – Absatz 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	3. Spätestens zum 31. März jeden Jahres übermittelt der verantwortungsvolle Einführer von unter diese Verordnung fallenden Metallen der zuständigen Mitgliedstaatsbehörde Unterlagen mit folgenden auf das vorangegangene Kalenderjahr bezogenen Angaben:
	3. Spätestens zum 31. März jedes Jahres übermittelt das unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse oder große Unternehmen der zuständigen Mitgliedstaatsbehörde Unterlagen mit folgenden auf das vorangegangene Kalenderjahr bezogenen Angaben:


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>34</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 – Absatz 4</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	4. Der verantwortungsvolle Einführer von unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metallen stellt seinen unmittelbar nachgelagerten Abnehmern alle im Rahmen der Erfüllung seiner Sorgfaltspflicht in der Lieferkette erlangten und auf aktuellem Stand gehaltenen Informationen zur Verfügung, wobei er der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen und anderen Wettbewerbsinteressen gebührend Rechnung trägt.
	4. Das unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse oder große Unternehmen stellt seinen unmittelbar nachgelagerten Abnehmern alle im Rahmen der Erfüllung seiner Sorgfaltspflicht in der Lieferkette erlangten und auf aktuellem Stand gehaltenen Informationen zur Verfügung, wobei es der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen und anderen Wettbewerbsinteressen gebührend Rechnung trägt.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>35</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 7 – Absatz 5</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	5. Der verantwortungsvolle Einführer von unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metallen berichtet jährlich öffentlich und in möglichst breitem Rahmen, auch über das Internet, über die Strategien und Praktiken, auf die er sich zur Erfüllung seiner Sorgfaltspflicht in der Lieferkette und im Hinblick auf eine verantwortungsvolle Beschaffung stützt. Dieser Bericht enthält die von dem verantwortungsvollen Einführer unternommenen Schritte zur Umsetzung der in den Artikeln 4 beziehungsweise 5 festgelegten Pflichten in Bezug auf sein Managementsystem und sein Risikomanagement sowie eine Zusammenfassung der von Dritten durchgeführten Audits mit Angabe des Namens der Auditstelle, wobei der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen und anderen Wettbewerbsinteressen gebührend Rechnung getragen wird.
	5. Das unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse oder große Unternehmen berichtet jährlich öffentlich und in möglichst breitem Rahmen, auch über das Internet, über die Strategien und Verfahren, auf die es sich zur Erfüllung seiner Sorgfaltspflicht in der Lieferkette und im Hinblick auf eine verantwortungsvolle Beschaffung stützt. Dieser Bericht enthält die von dem Unternehmen von öffentlichem Interesse oder großen Unternehmen unternommenen Schritte zur Umsetzung der in den Artikeln 4 beziehungsweise 5 festgelegten Pflichten in Bezug auf sein Managementsystem und sein Risikomanagement sowie eine Zusammenfassung der von Dritten durchgeführten Audits mit Angabe des Namens der Auditstelle, wobei der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen und anderen Wettbewerbsinteressen gebührend Rechnung getragen wird.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>36</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 8 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Auf der in Absatz 1 genannten Liste kennzeichnet die Kommission diejenigen verantwortungsvollen Hütten und Raffinerien, deren Beschaffungsquellen – zumindest zum Teil – in Konflikt- und Hochrisikogebieten liegen.
	2. Auf der in Absatz 1 genannten Liste kennzeichnet die Kommission diejenigen verantwortungsvollen Hütten und Raffinerien, deren Beschaffungsquellen – zumindest zum Teil oder mittelbar – in Konflikt- und Hochrisikogebieten liegen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>37</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 8 – Absatz 4</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	4. Die Kommission nimmt eine zeitnahe Aktualisierung der in der Liste enthaltenen Informationen vor. Sie streicht die Namen der Hütten und Raffinerien von der Liste, die von den Mitgliedstaaten nach Artikel 14 Absatz 3 nicht mehr als verantwortungsvolle Einführer anerkannt werden, oder die Namen der Hütten und Raffinerien in der Lieferkette der nicht mehr als verantwortungsvoll anerkannten Einführer.
	4. Die Kommission nimmt mindestens alle sechs Monate eine zeitnahe Aktualisierung der in der Liste enthaltenen Informationen vor.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>38</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 9 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere zuständige Behörden, die für die Anwendung dieser Verordnung verantwortlich sind.
	1. Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere zuständige Behörden, die für die Anwendung dieser Verordnung verantwortlich sind.

	Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Namen und Anschriften der zuständigen Behörden innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung mit. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über etwaige Änderungen bei den Namen oder Anschriften der zuständigen Behörden.
	Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission die Namen und Anschriften der zuständigen Behörden innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung mit. Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission zeitnah über etwaige Änderungen bei den Namen oder Anschriften der zuständigen Behörden.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>39</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 9 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Die Kommission beschließt die Veröffentlichung – auch im Internet – einer gemäß dem Muster in Anhang III erstellten Liste der zuständigen Behörden nach dem Regelungsverfahren des Artikels 13 Absatz 2. Sie aktualisiert die Liste regelmäßig.
	2. Die Kommission veröffentlicht – auch im Internet – eine gemäß dem Muster in Anhang III erstellte Liste der zuständigen Behörden nach dem Regelungsverfahren des Artikels 13 Absatz 2. Sie aktualisiert die Liste regelmäßig.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>40</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Überschrift</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Nachträgliche Kontrollen der verantwortungsvollen Einführer
	Nachträgliche Kontrollen


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>41</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten führen geeignete nachträgliche Kontrollen durch, um festzustellen, ob selbstzertifizierte verantwortungsvolle Einführer von unter diese Verordnung fallenden Mineralien und Metallen den Verpflichtungen nach den Artikeln 4, 5, 6 und 7 nachkommen.
	1. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten führen geeignete nachträgliche Kontrollen durch, um festzustellen, ob unter diese Verordnung fallende Unternehmen von öffentlichem Interesse oder große Unternehmen den Verpflichtungen nach den Artikeln 4, 5, 6 und 7 nachkommen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>42</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Bei der Durchführung der in Absatz 1 genannten Kontrollen wird ein risikobasierter Ansatz verfolgt. Darüber hinaus können Kontrollen vorgenommen werden, wenn einer zuständigen Behörde einschlägige Informationen, auch solche aufgrund begründeter Bedenken Dritter, über die Einhaltung dieser Verordnung durch einen verantwortungsvollen Einführer vorliegen.
	2. Bei der Durchführung der in Absatz 1 genannten Kontrollen wird ein risikobasierter Ansatz verfolgt. Darüber hinaus werden Kontrollen vorgenommen, wenn einer zuständigen Behörde einschlägige Informationen, auch solche aufgrund begründeter Bedenken Dritter, über die Einhaltung dieser Verordnung durch einen verantwortungsvollen Einführer vorliegen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>43</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 3 – Buchstabe a</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	a) Prüfung, ob der verantwortungsvolle Einführer seine Sorgfaltspflichten in der Lieferkette einschließlich seiner Verpflichtungen in Bezug auf das Managementsystem, das Risikomanagement, von unabhängigen Dritten durchgeführte Audits und die Offenlegung erfüllt,
	a) Prüfung, ob das Unternehmen von öffentlichem Interesse oder das große Unternehmen seine Sorgfaltspflichten in der Lieferkette einschließlich seiner Verpflichtungen in Bezug auf das Managementsystem, das Risikomanagement, von unabhängigen Dritten durchgeführte Audits und die Offenlegung erfüllt,


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>44</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 10 – Absatz 4</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	4. Die verantwortungsvollen Einführer leisten jede zur Erleichterung der Durchführung der in Absatz 1 genannten Kontrollen erforderliche Hilfestellung, insbesondere indem sie Zutritt zu den Räumlichkeiten gewähren und Unterlagen und Aufzeichnungen vorlegen.
	4. Die Unternehmen von öffentlichem Interesse oder großen Unternehmen leisten jede zur Erleichterung der Durchführung der in Absatz 1 genannten Kontrollen erforderliche Hilfestellung, insbesondere indem sie Zutritt zu den Räumlichkeiten gewähren und Unterlagen und Aufzeichnungen vorlegen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>45</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 11 – Überschrift</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Aufzeichnungen über die Kontrollen der verantwortungsvollen Einführer
	Aufzeichnungen über die Kontrollen


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>46</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 12 – Absatz 1</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Die zuständigen Behörden tauschen – auch mit ihren jeweiligen Zollbehörden – Informationen über Angelegenheiten aus, die die Selbstzertifizierung und die nachträglich durchgeführten Kontrollen betreffen.
	1. Die zuständigen Behörden tauschen – auch mit ihren jeweiligen Zollbehörden – Informationen über Angelegenheiten aus, die die Verpflichtungen der Unternehmen von öffentlichem Interesse und der großen Unternehmen und die gemäß dieser Verordnung nachträglich durchgeführten Kontrollen betreffen.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>47</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 12 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Artikel 12a

	
	Liste der Konflikt- und Hochrisikogebiete

	
	1. Die Kommission erstellt gemäß Artikel 3 des Beschlusses 2010/427/EU des Rates1a in enger Zusammenarbeit mit dem Europäischen Auswärtigen Dienst eine Liste der Konflikt- und Hochrisikogebiete, wobei sie sich des Musters in (Anhang IIIa) und des Regelungsverfahrens nach Artikel 13 Absatz 2 dieser Verordnung bedient. Die Liste wird auf der Grundlage der Informationen erstellt, die die Kommission von ihren Dienststellen, den Mitgliedstaaten und ihren zuständigen Behörden, offenen Informationsquellen oder Dritten erhält. Sie wird, falls erforderlich, zeitnah, jedoch mindestens alle sechs Monate aktualisiert.

	
	________________________

	
	1a Beschluss 2010/427/EU des Rates vom 26. Juli 2010 über die Organisation und die Arbeitsweise des Europäischen Auswärtigen Dienstes (ABl. L 201 vom 3.8.2010, S. 30).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>48</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 13 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.
	2. Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

	Wird die Stellungnahme des Ausschusses im schriftlichen Verfahren eingeholt, so wird das Verfahren ohne Ergebnis abgeschlossen, wenn dies innerhalb der Frist für die Abgabe der Stellungnahme vom Vorsitz beschlossen oder von einer einfachen Mehrheit der Ausschussmitglieder verlangt wird.
	


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>49</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 14 – Überschrift</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Für Verstöße geltende Regeln
	Für Verstöße und Sanktionen geltende Regeln


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>50</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 14 – Absatz 2</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Bei einem Verstoß gegen die Bestimmungen dieser Verordnung teilen die zuständigen Mitgliedstaatsbehörden dem verantwortungsvollen Einführer die zu ergreifenden Abhilfemaßnahmen mit.
	2. Bei einem Verstoß gegen die Bestimmungen dieser Verordnung teilen die zuständigen Mitgliedstaatsbehörden dem Unternehmen von öffentlichem Interesse oder dem großen Unternehmen die zu ergreifenden Abhilfemaßnahmen mit.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>51</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 14 – Absatz 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	3. Reichen die Abhilfemaßnahmen des verantwortungsvollen Einführers nicht aus, so teilt die zuständige Behörde dem Einführer mit, dass sein Zertifikat als verantwortungsvoller Einführer in Bezug auf die unter diese Verordnung fallenden Mineralien oder Metalle nicht anerkannt wird, und unterrichtet die Kommission.
	3. Reichen die Abhilfemaßnahmen des Unternehmens von öffentlichem Interesse oder des großen Unternehmens nicht aus, so nimmt die zuständige Behörde diese Untätigkeit als Verstoß gegen die in dieser Verordnung festgelegten Verpflichtungen zur Kenntnis.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>52</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 14 – Absatz 3 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	3a. Die Mitgliedstaaten legen Sanktionen fest, die bei Verstößen gegen diese Verordnung verhängt werden können, und treffen alle zu ihrer Vollstreckung erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>53</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 15 – Absatz 3</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	3. Drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung und danach alle sechs Jahre überprüft die Kommission das Funktionieren und die Wirksamkeit dieser Verordnung, auch in Bezug auf die Förderung und die Kosten der verantwortungsvollen Beschaffung von in ihren Geltungsbereich fallenden Mineralien aus Konflikt- und Hochrisikogebieten. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Überprüfungsbericht vor.
	3. Drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung und danach alle sechs Jahre überprüft die Kommission das Funktionieren und die Wirksamkeit dieser Verordnung, auch in Bezug auf die Förderung und die Kosten der verantwortungsvollen Beschaffung von in ihren Geltungsbereich fallenden Mineralien aus Konflikt- und Hochrisikogebieten, wozu auch politische Leitlinien gehören, die unter Berücksichtigung der Wirksamkeit etwaiger zusätzlicher Maßnahmen erstellt werden. Im Einklang mit dem ersten Satz dieses Absatzes prüft die Kommission die Möglichkeit einer Ausweitung des Geltungsbereichs der Regelung auf weitere Mineralien und Metalle. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Überprüfungsbericht vor.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>54</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Artikel 15 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Artikel 15a

	
	Zusätzliche Maßnahmen für ein integriertes EU-Konzept für verantwortungsvolle Beschaffung

	
	1. Die Kommission und der Europäische Auswärtige Dienst legen dem Europäischen Parlament und dem Rat gemeinsam zusätzliche Maßnahmen vor, mit denen ein integriertes EU-Konzept für verantwortungsvolle Beschaffung verwirklicht werden kann. Dazu gehören

	
	– Anreize für Unternehmen zur Förderung einer verantwortungsvollen Beschaffung;

	
	– fundierte politische Dialoge mit Drittländern und anderen Interessenträgern, was auch die Möglichkeit eines Beitritts zur von den USA ins Leben gerufenen öffentlich-privaten Allianz für einen verantwortungsvollen Mineralienhandel einschließt;

	
	– eine lang anhaltende Entwicklungszusammenarbeit mit Drittländern, insbesondere die Hilfe bei der Vermarktung von Mineralien, die nicht aus Konfliktgebieten stammen;

	
	– Rohstoffdiplomatie und das Auftreten als ehrlicher Makler;

	
	– die enge Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, insbesondere ergänzende Initiativen in den Bereichen Verbraucherinformation und Kennzeichnung, zusätzliche Anreize für verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln und Erfüllungsklauseln in den von den Behörden der Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates1a (EU-Richtlinie über die Vergabe öffentlicher Aufträge) abgeschlossenen öffentlichen Aufträgen.

	
	2. Die Hohe Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik und Vizepräsidentin der Kommission und die Kommission übermitteln dem Europäischen Parlament und dem Rat jährlich einen Fortschrittsbericht zu diesem Artikel.

	
	________________________

	
	1a Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65).


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend>

<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>55</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung</DocAmend>
<Article>Anhang III a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	Anhang IIIa

	
	Liste der Konflikt- und Hochrisikogebiete gemäß Artikel 12a

	
	Die Konflikt- und Hochrisikogebiete werden in alphabetischer Reihenfolge aufgelistet.


Or. <Original>{EN}en</Original>
</Amend></RepeatBlock-Amend>
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